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	REGIERUNGSPRÄSIDIUM FREIBURG
	EUROPÄISCHE UNION

	
	

	Regierungspräsidium Freiburg

Abteilung 3

79095 Freiburg i. Br.

	Eingangsstempel des Regierungspräsidiums:

	
	

	Vorwärts mit dem Tabulator. Innerhalb des Feldes ist auch Zeilenschaltung möglich.
	Aktenzeichen:     34-8311.21/


Antrag 

auf Genehmigung eines operationellen Programms
nach der gemeinsamen Organisation der Agrarmärkte 

im Sektor Obst und Gemüse
gemäß Artikel 33
der Delegierten Verordnung (EU) 2017/891
A. Allgemeine Angaben
A.1 Antragsteller
	Antragsdatum:
	

	     
	

	

	Antragsteller (vollständiger Name der Erzeugerorganisation, Straße und ggf. Postfach, PLZ, Firmensitz), 
nachfolgend „Erzeugerorganisation“ bzw. „EO“ genannt

	     


	
	

	Telefon, Telefax, E-Mail
	Ansprechpartner (Name, Funktion, Telefondurchwahl)

	     
	     

	
	

	Anerkennungs- / Referenz-Nr.:
	Unternehmer-Nr. (Unternehmerdatei)



	DE      
	UD       

	Anerkennungsdatum
	Rechtsform der Erzeugerorganisation

	     
	     

	
	

	Geschäftsführer
	Vorstand

	     
	     


A.2 Fristgerechter Eingang gemäß Art. 6 Abs. 1 DVO (EU) 2017/892
Der Antrag auf Genehmigung des operationellen Programms muss beim Regierungspräsidium Freiburg bis spätestens 15. September des Jahres, das dem Jahr der Durchführung vorhergeht, eingereicht sein.

A.3 Rahmendaten des operationellen Programms 

	A.3.1
	Die Laufzeit des OP beträgt 
(Art. 33 Abs. 1 VO (EU) Nr. 1308/2013; Art. 4 Abs. 1 d) DVO (EU) 2017/892)

	
	 FORMCHECKBOX 
 3 Jahre
	 FORMCHECKBOX 
 4 Jahre
	 FORMCHECKBOX 
 5 Jahre

	
	von (Monat/Jahr)       bis (Monat/Jahr)      

	A.3.2
	Beantragter Referenzzeitraum nach Art. 23 Abs. 1 Del. VO (EU) 2017/891 

	
	Zwölfmonatszeitraum 
	

	
	beginnend am...

(Tag/Monat)
     
und endend im...

 FORMCHECKBOX 

drittletzten Jahr vor dem Durchführungsjahr

 FORMCHECKBOX 

vorletzten Jahr vor dem Durchführungsjahr

 FORMCHECKBOX 

letzten Jahr vor dem Durchführungsjahr
	

	
	Anforderungen: 

	
	Der Referenzzeitraum darf frühestens am 1. Januar des dritten Jahres vor dem Jahr, für das die Beihilfe beantragt wird, beginnen und muss spätestens am 31. Dezember des letzten Jahres vor dem Durchführungsjahr enden.

	
	Wir bestätigen, dass der Zwölfmonatszeitraum mit dem Rechnungsjahr (Geschäftsjahr) der Erzeugerorganisation übereinstimmt.
	 FORMCHECKBOX 
 ja


B. Zielsetzungen des operationellen Programms 
	B.1
	Erzeugungs- und Absatzprognosen 

	
	Geschäftsjahr:
	2019
	2020
	2021
	2022
	2023

	
	Zu erwartender WvE (EUR)
	     
	     
	     
	     
	     

	
	Zu erwartende Erzeugnismenge (t)
	     
	     
	     
	     
	     

	B.2
	Spezifische Ziele und Maßnahmenbereiche des vorgesehenen operationellen Programms unter Berücksichtigung der Erzeugungs- und Absatzprognosen der EO (Art. 4 Abs. 1 b) DVO (EU) 2017/892)

	
	Anforderungen: 

Das Ziel 7 (Umwelt) ist zwingend zu verfolgen, zusätzlich muss mindestens eines der Ziele 1-3 sowie mindestens ein weiteres Ziel (aus den Zielen 1-6) verfolgt werden. Außerdem sind die Vorgaben aus Kapitel 3.1 der Nationalen Strategie zur Ausgewogenheit operationeller Programme zu beachten.

Für jedes verfolgte spezifische Ziel ist die Anlage „Beschreibung spezifisches Ziel“ beizufügen. Für jede Maßnahme ist eine detaillierte Beschreibung entsprechend der Anlage „Beschreibung Einzelmaßnahme“ vorzulegen. 

	
	1. Förderung der Angebotskonzentration
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	1.1 Erwerb von Unternehmen und Unternehmensbeteiligungen aus dem Obst und Gemüse Sektor
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	1.2 Durchführbarkeitsstudien und Entwürfe sowie Rechts- und Verwaltungskosten zur Vorbereitung von Zusammenschlüssen, Kooperationen und Vereinigungen bestehender Erzeugerorganisationen sowie zur Vorbereitung des Erwerbs von Unternehmen und Unternehmensbeteiligungen
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	1.3 Kosten der Kooperationen in der Vermarktung
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	1.4 Sonstige Maßnahmen 
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	2. Verbesserung der Marktorientierung 
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	2.1 Aktionen zur Produktionsplanung
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	2.1.1
Investitionen zur Förderung einer nachfragegerechten Produktion
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	2.2 Aktionen zur Verbesserung der Vermarktung
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	2.2.1
Investitionen zur Förderung einer nachfragegerechten Aufbereitung  der Produkte
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	2.2.2
Investitionen zur Schaffung der erforderlichen Infrastruktur und notwendigen logistischen Voraussetzungen
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	2.2.3
Investitionen zur Verbesserung der Organisationsstruktur
	 FORMCHECKBOX 
 ja 

	
	2.2.4
Aktionen zur Vermarktungsförderung und Kommunikation 
	 FORMCHECKBOX 
 ja 

	
	2.3 Sonstige Maßnahmen
	 FORMCHECKBOX 
 ja


	
	3. Steigerung und Erhaltung der Qualität
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	3.1 Investitionen zum Schutz der Qualität während der Produktion 
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	3.2 Investitionen zur Verbesserung und Erhaltung der Qualität bei Aufbereitung, Lagerung und Transport
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	3.3 Einsatz von speziell für das allgemeine betriebliche Qualitätsmanagement vorgesehenem Personal
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	3.4 Audit-/Zertifizierungskosten für Qualitätssicherungssysteme
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	3.5 Probenziehung und Laborkosten im Rahmen eines systematischen Rückstandsmonitorings
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	3.6 Sonstige Maßnahmen
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	4. Verbesserung des Mitgliedermanagements und des Anreizes zur Mitgliedschaft
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	4.1 Aktionen zur Krisenprävention und Krisenmanagement
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	4.1.1 
Zusätzliche Aktivitäten der Vermarktungsförderung und Kommunikation
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	4.1.2 
Zusätzliche Aus- und Weiterbildungsaktionen
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	4.1.3
Ernteversicherungen zur Deckung von Marktverlusten der Erzeugerorganisationen und/oder ihrer Mitglieder, die durch Witterungseinflüsse verursacht werden
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	4.1.4
Wiederbepflanzung von Obstplantagen, die nach obligatorischer Rodung aus gesundheitlichen oder pflanzengesundheitlichen Gründen auf Anweisung der zuständigen Stellen erforderlich sind
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	4.2 Aktionen zur Verbesserung des Mitgliedermanagements und des Anreizes zur Mitgliedschaft
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	4.3 Sonstige Maßnahmen
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	5. Effizienzsteigerung
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	5.1 Investitionen zur Effizienzsteigerung in Aufbereitung und Vermarktung der Produkte
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	5.2 Sonstige Maßnahmen
	 FORMCHECKBOX 
 ja 

	
	6. Kompetenzentwicklung / Steigerung der Innovationsfähigkeit
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	6.1 Forschungs- und Versuchsvorhaben
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	6.2 Aktionen zur Weiterbildung und Beratung
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	6.3 Sonstige Maßnahmen
	 FORMCHECKBOX 
 ja 

	
	7. Ressourcen schonende Erzeugung und Vermarktung sicherer Produkte
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	7.1 Verminderung von Rückständen/unerwünschten Stoffen als Beitrag zum Schutz der menschlichen Gesundheit
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	7.2 Nachhaltige Nutzung und Schutz der natürlichen Ressourcen
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	7.3 Beitrag zum Klimaschutz 
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	7.4 Reduzierung des Abfallvolumens
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	7.5 Erhalt oder Förderung der Artenvielfalt (Biodiversität)
	 FORMCHECKBOX 
 ja


C. Finanzielle Aspekte

	C.1
	Finanzierungsrahmen Einzelmaßnahme, Spezifisches Ziel und Gesamt-OP (Art. 4 Abs. 1 e) iv) DVO (EU) 2017/892)

	
	Für jede beantragte Maßnahme sind die voraussichtlichen Ausgaben nach Aktionen und Durchführungsjahren getrennt in der Anlage „Finanzierungsrahmen Einzelmaßnahme“ darzustellen und die Kostenansätze durch entsprechende Belege zu begründen. 
Die Gesamtkosten bezogen auf die verfolgten spezifischen Ziele und das operationelle Programm insgesamt werden in den Anlagen „Finanzierungsrahmen spezifisches Ziel“ sowie „Finanzierungsrahmen Gesamt-OP“ automatisch gebildet. 

Der aus den Beiträgen der Mitglieder und/oder Mitteln der EO selbst zu finanzierende Betrag sowie die Höhe der voraussichtlichen finanziellen Beihilfe werden in der Anlage „Finanzierungsrahmen Gesamt-OP“ für jedes Durchführungsjahr einzeln automatisch gebildet.

	C.2
	Wirtschaftlicher Nutzen des OP (Ziffer 3.1 Nationale Strategie)

	
	Darzulegen ist der erwartete Beitrag des beantragten operationellen Programms zur wirtschaftlichen Entwicklung der EO (ggf. Beschreibung auf separatem Blatt).

	
	     


D. Betriebsfonds gemäß Art. 32 Abs. 1 VO (EU) Nr. 1308/2013
	D.1
	Der Betriebsfonds wurde eingerichtet... (Art. 5 lit. a) DVO (EU) 2017/892)

	
	... als separates Bankkonto
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	... als Bestandteil der Buchführung 
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	Der in der Vorperiode eingerichtete Betriebsfonds wird weitergeführt
	 FORMCHECKBOX 
 nein
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	wenn nein, 

der Nachweis über den neu eingerichteten Betriebsfonds ist beigefügt
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	D.2
	Der Betriebsfonds wird finanziert durch... (Art. 4 Abs. 1 e) ii) DVO (EU) 2017/892)

	
	...Finanzbeiträge der Mitglieder
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	...Finanzbeiträge der Erzeugerorganisation selbst
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	
	...Finanzielle Beihilfe der Gemeinschaft
	 FORMCHECKBOX 
 ja

	D.3
	Berechnungsmethode und Höhe der Finanzbeiträge (Art. 4 Abs. 1 e) i) DVO (EU) 2017/892)

	
	Die Finanzbeiträge (allgemeine und besondere) der Mitglieder und der EO selbst werden nach folgenden Verfahren berechnet (ggf. Beschreibung auf separatem Blatt):

     

	
	Gestaffelte Beitragshöhen der Mitglieder sind vorgesehen
	 FORMCHECKBOX 
 ja
	 FORMCHECKBOX 
 nein

	
	wenn ja, Begründung

     


E. Monitoring und Evaluierung

	E.1
	Ausgangssituation (Art. 4 Abs. 1 a) DVO (EU) 2017/892)

	
	Die Ausgangsindikatoren (Basisindikatoren) und die zum Ende der Laufzeit angestrebten Zielwerte für die allgemeinen Ziele der Nationalen Strategie sowie der im OP mit Maßnahmen belegten spezifischen Ziele sind in der Anlage zu E.1 Monitoring und Evaluierung eingetragen.

Dabei sind die Ausgangswerte als Durchschnitt der Geschäftsjahre 2014 bis 2016 zu bilden. 

	E.2
	Begleitung des OP (Art. 57 Abs. 1 Del. VO (EU) 2017/891)

	
	Die zur Begleitung des operationellen Programms notwendigen Leistungsindikatoren werden nach Maßnahmen getrennt gemäß Anhang II DVO (EU) 2017/892 von der zuständigen Stelle festgesetzt.

	
	Anforderung:

Ein System zur Sammlung, Aufzeichnung und Aufbewahrung der relevanten Indikatoren ist einzurichten.


F.
Maßgebliche Rechtsgrundlagen, Zusagen, Erklärungen 
und Informationen zur Transparenz
1. Maßgebliche Rechtsgrundlagen

Wir haben von folgenden Rechtsgrundlagen der gemeinsamen Organisation der Agrarmärkte im Sektor Obst und Gemüse in der jeweils aktuellen Fassung Kenntnis genommen:

· Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007

· Delegierte Verordnung (EU) 2017/891 der Kommission vom 13. März 2017 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die Sektoren Obst und Gemüse sowie Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse und zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr.°1306/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die in diesen Sektoren anzuwendenden Sanktionen und zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 der Kommission
· Durchführungsverordnung EU) 2017/892 der Kommission vom 13. März 2017 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates für die Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse
· Neufassung des Gesetzes zur Durchführung der Gemeinsamen Marktorganisation und der Direktzahlungen (MOG) vom 07. November 2017 (BGBl. I S. 3746), das durch Artikel 1 der Verordnung vom 28. November 2017 (BGBl. I S. 3824) geändert worden ist.

· Verordnung zur Durchführung der unionsrechtlichen Regelungen über Erzeugerorganisationen im Sektor Obst und Gemüse (Obst-Gemüse-Erzeugerorganisationen-durchführungsverordnung - OGErzeugerOrgDV) vom 25. September 2014 (BGBl. I S. 1561), die durch Artikel 2 der Verordnung vom 28. November 2017 (BGBl. I S.°3824) geändert worden ist.
· Nationale Strategie für nachhaltige operationelle Programme der Erzeugerorganisationen für Obst und Gemüse in Deutschland einschließlich des Nationalen Rahmens für Umweltmaßnahmen in den operationellen Programmen im Obst- und Gemüsesektor
Uns ist insbesondere bekannt,

· dass Sanktionen erfolgen können, wenn im Rahmen von Kontrollen die Nichterfüllung von Anerkennungskriterien festgestellt wird. Dies kann auch zum Entzug der Anerkennung führen. 

· dass bei betrügerischen Handlungen hinsichtlich einer unter die Verordnung (EU) 1308/2013 fallenden Beihilfe die Anerkennung einer Erzeugerorganisation entzogen wird.

· dass zu Unrecht gezahlte Beihilfen zuzüglich Zinsen wiedereingezogen werden.

· dass alle Tatsachen, von denen die Anerkennung als Erzeugerorganisation sowie die Bewilligung, Gewährung, Rückforderung oder das Belassen der Beihilfe abhängig sind, maßgeblich und subventionserheblich im Sinne von § 264 Strafgesetzbuch (Subventionsbetrug) sind und dass sich nach § 264 Strafgesetzbuch strafbar macht, wer über subventionserhebliche Tatsachen falsche oder unvollständige Angaben macht oder Angaben hierüber unterlässt.

2. Zusagen

Die Erzeugerorganisation sagt zu,

· die Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013, der Delegierten Verordnung (EU) 2017/891 und der Durchführungsverordnung (EU) 2017/892 in den jeweils geltenden Fassungen einzuhalten, 

· dieses operationelle Programm in Übereinstimmung mit der Nationalen Strategie durchzuführen,

· weder mittelbar noch unmittelbar eine andere gemeinschaftliche oder einzelstaatliche Finanzierung für die Maßnahmen bzw. Aktionen des operationellen Programms in Anspruch zu nehmen, 
· sich den nationalen sowie den gemeinschaftlichen Kontrollen gemäß Artikel 22 ff. der Durchführungsverordnung (EU) 2017/892 zu unterwerfen. 

3. Erklärungen

Die Erzeugerorganisation erklärt,

· dass die Anerkennungsvoraussetzungen nach den geltenden Bestimmungen gegeben sind,

· dass alle für die GMO maßgeblichen und vorgeschriebenen Satzungsinhalte den Erzeugern bekannt sind und hinreichende Maßnahmen zu deren Einhaltung und erforderlichenfalls die vorgesehenen Sanktionsmaßnahmen getroffen werden,

· dass das beantragte operationelle Programm durch die zuständigen Gremien der Erzeugerorganisation gebilligt wurde,

· dass der Antrag nach bestem Wissen und Gewissen erstellt wurde. 

4. Information zur Transparenz
Angaben über die Empfänger von Mitteln aus dem Europäischen Garantiefonds für die Landwirtschaft (EGFL) und dem Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des Ländlichen Raumes (ELER) und die Beträge, die jeder Empfänger erhalten hat, werden, soweit es sich um juristische Personen, die nach deutscher Gesetzgebung eine eigene Rechtspersönlichkeit besitzen, oder Vereinigungen juristischer Personen ohne eigene Rechtspersönlichkeit handelt, im Internet veröffentlicht und können zum Zweck des Schutzes der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften von Rechnungsprüfungs- und Untersuchungseinrichtungen der Europäischen Gemeinschaften, des Bundes, der Länder, der Kreise und der Gemeinden verarbeitet werden.

Die Veröffentlichung der Empfänger von Zahlungen erfolgt für die EU-Agrarfonds auf folgender rechtlicher Grundlage (Verordnungen und Gesetze in den jeweils für den Veröffentlichungszeitraum geltenden Fassungen): 

· Verordnung (EU, EURATOM) Nr. 966/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Union und zur Aufhebung der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates 

· Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 über die Finanzierung, die Verwaltung und das Kontrollsystem der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 352/78, (EG) Nr. 165/94, (EG) Nr. 2799/98, (EG) Nr. 814/2000, (EG) Nr. 1290/2005 und (EG) Nr. 485/2008 des Rates 

· Durchführungsverordnung (EU) Nr. 908/2014 der Kommission vom 6. August 2014 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Zahlstellen und anderen Einrichtungen, der Mittelverwaltung, des Rechnungsabschlusses und der Bestimmungen für Kontrollen, Sicherheiten und Transparenz 

· Gesetz zur Veröffentlichung von Informationen über die Zahlung von Mitteln aus den Europäischen Fonds für Landwirtschaft und Fischerei (Agrar- und Fischereifonds-Informationen-Gesetz - AFIG) vom 26.11.2008 (BGBl. 2008, 2330) und der dazu erlassenen Verordnung über die Veröffentlichung von Informationen über die Zahlung von Mitteln aus den Europäischen Fonds für Landwirtschaft und für Fischerei (Agrar- und Fischereifonds-Informationen Verordnung - AFIV) vom 10.12.2008 (eBAnz. 2008, AT147 V1) 
Mindestanforderungen an die Veröffentlichung laut Art. 111 der Verordnung (EU) 1306/2013: 

a) den Namen der Begünstigten, und zwar 

· bei natürlichen Personen Vorname und Nachname; 

· den vollständigen eingetragenen Namen mit Rechtsform, sofern der Begünstigte eine juristische Person ist, die nach der Gesetzgebung des betreffenden Mitgliedstaats eine eigene Rechtspersönlichkeit besitzt; 

· den vollständigen eingetragenen oder anderweitig amtlich anerkannten Namen der Vereinigung, sofern der Begünstigte eine Vereinigung ohne eigene Rechts-persönlichkeit ist; 

b) die Gemeinde, in der der Begünstigte wohnt oder eingetragen ist, sowie gegebenen-falls die Postleitzahl bzw. der Teil der Postleitzahl, der für die betreffende Gemeinde steht; 

c) eine Aufschlüsselung der Beträge der Zahlungen für jede aus dem EGFL und aus dem ELER finanzierte Maßnahme gemäß Artikel 57 in Verbindung mit Anhang XIII der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 908/2014 sowie die Summe dieser Beträge, die jeder Begünstigte in dem betreffenden Haushaltsjahr erhalten hat;

d) eine Beschreibung der aus dem EGFL bzw. dem ELER finanzierten Maßnahmen unter Angabe des Fonds, aus dem die Zahlungen gemäß Buchstabe c) gewährt werden und der Art und des Ziels jeder Maßnahme. 

· Die Veröffentlichung findet auf einer speziellen Website je Mitgliedstaat statt, die es ermöglicht, nach Name, Gemeinde, den oben genannten Beträgen und Maßnahmen oder einer Kombination hieraus zu suchen (Suchmaschine). 

· Zeitpunkt der Veröffentlichung ist Ende Mai jeden Jahres. Aktuell werden Informationen über die Empfänger, die in der Zeit vom 16.10.2013 bis 15.10.2014 Mittel aus dem EGFL oder dem ELER erhalten haben, voraussichtlich zum 27.05.2015 veröffentlicht. 

· Die Informationen bleiben für eine Dauer von zwei Jahren auf der Seite zugänglich. 

· Die Empfänger sind über die anstehende Veröffentlichung zu informieren und auf ihre Rechte gem. der EU-Datenschutzrichtlinie sowie der Verfahren zur Ausübung dieser Rechte hinzuweisen. Dies geschieht i.d.R. im Rahmen der Antragstellung sowie der Bescheidung der Auszahlung. Empfänger aus Mitteln, die im Antragsjahr 2013 beantragt wurden, werden über ein gesondertes Schreiben des MLR informiert (Schreiben des MLR vom 02.03.2015, Az. SEU-8384.08-60). 

· Die Kommission richtet eine zentrale Internetplattform ein, mit der die Seiten der Mitgliedstaaten "verlinkt" werden. 

Ausgenommen von der Veröffentlichung des Namens sind Begünstigte, deren saldierter Gesamtbetrag an Beihilfen aus beiden EU-Agrarfonds in einem Jahr gleich oder niedriger als 1.250,-- € ist. In diesem Fall wird der Name des Begünstigten durch den Begriff „Klein-empfänger“ ersetzt und die Gemeinde des Begünstigten angegeben.
Veröffentlichung der Informationen:
Die Informationen werden auf einer besonderen – vom Bund und den Ländern gemeinsam betriebenen – Internetseite der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) unter der Internetadresse 
www.agrar-fischerei-zahlungen.de
veröffentlicht.

Die Europäische Kommission richtet unter ihrer zentralen Internetseite eine Website

http://ec.europa.eu/grants/search/beneficiaries_de.htm
ein, die auf die Veröffentlichungs-Internetseiten aller Mitgliedstaaten hinweist.
Datenschutz:

Die Vorschriften der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr (ABl. L 281 vom 23.11.1995, S. 31), zuletzt geändert durch Verordnung (EG) Nr. 1882/2003 (ABl. L 284 vom 31.10.2003, S. 1), sowie die nationalen Datenschutzbestimmungen des Bundes und der Länder bleiben unberührt.

Bezüglich der Rechte als betroffene natürliche Person hinsichtlich personenbezogener Daten und der Verfahren für die Ausübung dieser Rechte wird auf die einschlägigen datenschutzrechtlichen Bestimmungen, insbesondere auf die §§ 19 ff. des Bundesdatenschutzgesetzes sowie die entsprechenden Vorschriften der Datenschutzgesetze der Länder verwiesen. 

Danach können betroffene natürliche Personen als Empfänger von Fondsmitteln bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen ein Recht auf Widerspruch, Berichtigung, Sperrung oder Löschung unrichtiger Daten haben. Die Geltendmachung dieser Rechte ist bei den jeweils für die jeweilige Zahlung der Mittel zuständigen Stellen der Länder oder des Bundes einzulegen. 

Für juristische Personen entfällt der Anwendungsbereich des Bundesdatenschutzgesetzes, da es sich nicht um personenbezogene Daten von natürlichen Personen gem. § 3 Absatz 1 des Bundesdatenschutzgesetzes handelt. Es ergibt sich nichts Gegenteiliges aus den einschlägigen Landesdatenschutzgesetzen der Länder.
	Ort, Datum
	
	

	     

	
	
	

	Name, Funktion
	Unterschrift 
	Stempel

	     
	
	

	     
	
	


G. Anlagen:

	1.
	Pflichtanlagen zum Antrag

	 FORMCHECKBOX 

	Anlage Zielbeschreibung, soweit mit Maßnahmen belegt

	
	 FORMCHECKBOX 

	Spezifisches Ziel 1

	
	 FORMCHECKBOX 

	Spezifisches Ziel 2

	
	 FORMCHECKBOX 

	Spezifisches Ziel 3

	
	 FORMCHECKBOX 

	Spezifisches Ziel 4

	
	 FORMCHECKBOX 

	Spezifisches Ziel 5

	
	 FORMCHECKBOX 

	Spezifisches Ziel 6

	
	 FORMCHECKBOX 

	Spezifisches Ziel 7

	 FORMCHECKBOX 

	Anlagen Beschreibung Einzelmaßnahme

	 FORMCHECKBOX 

	Anlage zu C.1 - Finanzierungsrahmen

	 FORMCHECKBOX 

	Anlage zu E.1 -  Monitoring und Evaluierung


	2.
	Ergänzende Unterlagen (soweit erforderlich)

	 FORMCHECKBOX 

	Anlage zu C.2 - Wirtschaftlicher Nutzen des OP

	 FORMCHECKBOX 

	Anlage zu D.1 - Nachweis des neu eingerichteten Betriebsfonds

	 FORMCHECKBOX 

	Anlage zu D.3 - Berechnung Finanzbeiträge

	 FORMCHECKBOX 

	Wirtschaftlichkeitsberechnung Miete

	 FORMCHECKBOX 
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